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Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung284 erklärt wird,
ein wichtiger Faktor bei internationalen Wanderungen ist und
daß Geldüberweisungen legaler Wanderer in ihre Herkunfts-
länder oft eine sehr wichtige Devisenquelle darstellen und we-
sentlich zur Verbesserung des Wohls der in den Herkunftslän-
dern verbliebenen Familienangehörigen beitragen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 52/121 vom 12. De-
zember 1997,

1. fordert alle Staaten erneut auf, allen ausländischen
Staatsangehörigen, die sich legal in ihrem Hoheitsgebiet auf-
halten, die universal anerkannte Reisefreiheit zu garantieren;

2. erklärt erneut, daß alle Regierungen, insbesondere die
Regierungen der Aufnahmeländer, die überragende Bedeutung
der Familienzusammenführung anerkennen und sich für die
Übernahme dieses Grundsatzes in das innerstaatliche Recht
einsetzen müssen, um den Schutz der Familieneinheit der le-
galen Wanderer sicherzustellen;

3. fordert alle Staaten auf, in Übereinstimmung mit den
Bestimmungen des Völkerrechts den in ihrem Hoheitsgebiet
ansässigen ausländischen Staatsangehörigen zu gestatten, un-
gehindert Geld an ihre Familienangehörigen in ihrem Her-
kunftsland zu überweisen;

4. fordert alle Staaten außerdem auf, keine als Zwangs-
maßnahmen konzipierten Rechtsvorschriften zu erlassen bezie-
hungsweise bestehende Rechtsvorschriften aufzuheben, die
legale Wanderer, ob Einzelpersonen oder Gruppen, diskrimi-
nieren, indem sie die Familienzusammenführung sowie ihr
Recht, Geld an Familienangehörige in ihren Herkunftsländern
zu überweisen, beeinträchtigen;

5. beschließt, ihre Behandlung dieser Frage auf ihrer
vierundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Menschenrechts-
fragen" fortzusetzen.

85. Plenarsitzung
9. Dezember 1998

53/144. Erklärung über das Recht und die Verpflichtung
von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der
Gesellschaft, die allgemein anerkannten Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und
zu schützen

Die Generalversammlung,

bekräftigend, wie wichtig die Einhaltung der Ziele und
Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen für die Förde-
rung und den Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten
für alle Menschen in allen Ländern der Erde ist,

284 Report of the International Conference on Population and Development,
Cairo, 5-13 September 1994 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-
Nr. E.95.XIII.18), Kap. I, Resolution 1, Anlage.

Kenntnis nehmend von der Resolution 1998/7 der Men-
schenrechtskommission vom 3. April 1998285, in der die Kom-
mission den Wortlaut des Entwurfs der Erklärung über das
Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen und
Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen,
gebilligt hat,

sowie Kenntnis nehmend von der Resolution 1998/33 des
Wirtschafts- und Sozialrats vom 30. Juli 1998, in der der Rat
der Generalversammlung empfohlen hat, den Entwurf der Er-
klärung zu verabschieden,

sich dessen bewußt, welche Bedeutung der Verabschiedung
des Entwurfs der Erklärung im Zusammenhang mit dem fünf-
zigsten Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte286 zukommt,

1. verabschiedet die Erklärung über das Recht und die
Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der
Gesellschaft, die allgemein anerkannten Menschenrechte und
Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen, die dieser Resolu-
tion als Anlage beigefügt ist;

2. bittet die Regierungen, die Organe und Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen sowie die zwischen-
staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, verstärkte An-
strengungen zu unternehmen, um die Erklärung zu verbreiten
und ihre allgemeine Achtung und ihr allgemeines Verständnis
zu fördern, und ersucht den Generalsekretär, den Wortlaut der
Erklärung in die nächste Ausgabe der Veröffentlichung Human
Rights: A Compilation of International Instruments (Men-
schenrechte – Eine Sammlung internationaler Dokumente zum
Menschenrechtsschutz) aufzunehmen.

85. Plenarsitzung
9. Dezember 1998

ANLAGE

Erklärung über das Recht und die Verpflichtung von Ein-
zelpersonen, Gruppen und Organen der Gesellschaft,
die allgemein anerkannten Menschenrechte und Grund-
freiheiten zu fördern und zu schützen

Die Generalversammlung,

bekräftigend, wie wichtig die Einhaltung der Ziele und
Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen für die Förde-
rung und den Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten
für alle Menschen in allen Ländern der Erde ist,

sowie in Bekräftigung der Bedeutung der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte286 und der Internationalen Men-

285 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1998, Supple-
ment No. 3 (E/1998/23), Kap. II, Abschnitt A.
286 Resolution 217 A (III).
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schenrechtspakte287 als Grundbestandteile der internationalen
Anstrengungen zur Förderung der allgemeinen Achtung und
Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der
Bedeutung der anderen im Rahmen des Systems der Vereinten
Nationen wie auch auf regionaler Ebene verabschiedeten Men-
schenrechtsübereinkünfte,

betonend, daß alle Mitglieder der internationalen Gemein-
schaft gemeinsam und jedes für sich ihre feierliche Verpflich-
tung zu erfüllen haben, die Achtung vor den Menschenrechten
und Grundfreiheiten für alle ohne jeden Unterschied, etwa nach
Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer
oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft,
Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand, zu fördern und zu
festigen, und bekräftigend, daß es besonders wichtig ist, zur
Erfüllung dieser Verpflichtung im Einklang mit der Charta eine
internationale Zusammenarbeit herbeizuführen,

anerkennend, welche wichtige Rolle der internationalen
Zusammenarbeit zukommt und welchen wertvollen Beitrag
Einzelpersonen, Gruppen und Vereinigungen leisten, wenn es
darum geht, alle Verletzungen der Menschenrechte und Grund-
freiheiten von Völkern und Einzelpersonen wirksam zu beseiti-
gen, namentlich im Zusammenhang mit massenhaften, flagran-
ten oder systematischen Verletzungen dieser Rechte und Frei-
heiten, wie beispielsweise infolge der Apartheid, aller Formen
der Rassendiskriminierung, des Kolonialismus, der Fremdherr-
schaft oder Besetzung, der Aggression oder der Bedrohung der
nationalen Souveränität, der nationalen Einheit oder der territo-
rialen Unversehrtheit sowie aufgrund der Weigerung, das Recht
der Völker auf Selbstbestimmung und das Recht eines jeden
Volkes auf die Ausübung der vollen Souveränität über seine
Reichtümer und seine natürlichen Ressourcen anzuerkennen,

in Anerkennung des Zusammenhangs zwischen dem Welt-
frieden und der internationalen Sicherheit und dem Genuß der
Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie eingedenk dessen,
daß deren Nichteinhaltung nicht damit entschuldigt werden
kann, daß nicht Weltfrieden und  internationale Sicherheit herr-
schen,

wiederholend, daß alle Menschenrechte und Grundfreihei-
ten allgemeingültig und unteilbar sind, einander bedingen und
miteinander verknüpft sind und auf faire und ausgewogene
Weise gefördert und verwirklicht werden sollen, unbeschadet
der Verwirklichung der einzelnen Rechte und Freiheiten,

betonend, daß die Hauptverantwortung und die Pflicht zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten beim jeweiligen Staat liegt,

in Anerkennung des Rechts und der Verpflichtung von Ein-
zelpersonen, Gruppen und Vereinigungen, die Achtung und die
Kenntnis der Menschenrechte und Grundfreiheiten auf natio-
naler wie auch auf internationaler Ebene zu fördern,

erklärt:

287 Resolution 2200 A (XXI), Anlage.

Artikel 1

Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemein-
schaft mit anderen, den Schutz und die Verwirklichung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten auf nationaler wie auch
auf internationaler Ebene zu fördern und darauf  hinzuwirken.

Artikel 2

1. Jeder Staat trägt die Hauptverantwortung dafür und hat die
Pflicht, alle Menschenrechte und Grundfreiheiten zu schützen,
zu fördern und zu verwirklichen, indem er unter anderem alle
erforderlichen Maßnahmen ergreift, um die sozialen, wirt-
schaftlichen, politischen und sonstigen Bedingungen sowie die
rechtlichen Garantien zu schaffen, die erforderlich sind, um
sicherzustellen, daß alle seiner Hoheitsgewalt unterstehenden
Personen einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen alle
diese Rechte und Freiheiten in der Praxis genießen können.

2. Jeder Staat ergreift alle erforderlichen gesetzgeberischen,
administrativen und sonstigen Maßnahmen, um sicherzustellen,
daß die in dieser Erklärung genannten Rechte und Freiheiten
wirksam garantiert sind.

Artikel 3

Die innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die mit der Charta
der Vereinten Nationen und den sonstigen internationalen Ver-
pflichtungen des jeweiligen Staates auf dem Gebiet der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten im Einklang stehen, bilden
den rechtlichen Rahmen für die Verwirklichung und den Genuß
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, innerhalb dessen alle
in dieser Erklärung genannten Tätigkeiten zur Förderung, zum
Schutz und zur effektiven Verwirklichung dieser Rechte und
Freiheiten durchzuführen sind.

Artikel 4

Keine Bestimmung dieser Erklärung darf dahin ausgelegt
werden, daß sie die Ziele und Grundsätze der Charta der Ver-
einten Nationen beeinträchtigt oder ihnen widerspricht oder
daß sie die Bestimmungen der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte286, der Internationalen Menschenrechtspakte287

und der sonstigen auf diesem Gebiet anwendbaren internatio-
nalen Übereinkünfte und Verpflichtungen einschränkt oder au-
ßer Kraft setzt.

Artikel 5

Zum Zweck der Förderung und des Schutzes der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten hat jeder Mensch das Recht, einzeln
wie auch in Gemeinschaft mit anderen, auf nationaler wie auch
auf internationaler Ebene,

a) sich friedlich zu treffen oder zu versammeln;

b) nichtstaatliche Organisationen, Vereinigungen oder
Gruppen zu bilden, ihnen beizutreten und in ihnen mitzuwir-
ken;
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c) mit nichtstaatlichen oder zwischenstaatlichen Organi-
sationen in Verbindung zu treten.

Artikel 6

Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemein-
schaft mit anderen,

a) Informationen über alle Menschenrechte und Grund-
freiheiten zu kennen, zu suchen, zu beschaffen, zu empfangen
und zu besitzen, namentlich auch Zugang zu Informationen
darüber zu haben, wie diese Rechte und Freiheiten im inner-
staatlichen Gesetzgebungs-, Justiz- oder Verwaltungssystem
verwirklicht werden;

b) wie in den internationalen Rechtsakten auf dem Gebiet
der Menschenrechte und den sonstigen anwendbaren interna-
tionalen Übereinkünften vorgesehen, Auffassungen, Informa-
tionen und Wissen über alle Menschenrechte und Grundfrei-
heiten frei zu veröffentlichen, anderen mitzuteilen oder zu ver-
breiten;

c) die Einhaltung aller Menschenrechte und Grundfrei-
heiten im Gesetz und in der Praxis zu studieren, zu erörtern,
sich eine Meinung darüber zu bilden und diese zu vertreten und
mit diesen und anderen geeigneten Mitteln die Aufmerksamkeit
der Öffentlichkeit auf diese Angelegenheiten zu lenken.

Artikel 7

Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemein-
schaft mit anderen, neue Ideen und Grundsätze auf dem Gebiet
der Menschenrechte zu erarbeiten und zu erörtern und für ihre
Annahme einzutreten.

Artikel 8

1. Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemein-
schaft mit anderen, wirksam ohne Diskriminierung an der Re-
gierung seines Landes und an der Gestaltung der öffentlichen
Angelegenheiten mitzuwirken.

2. Dies umfaßt unter anderem das Recht, einzeln wie auch in
Gemeinschaft mit anderen, an Regierungsorganen und -stellen
und an mit öffentlichen Angelegenheiten befaßten Organisatio-
nen Kritik zu üben und ihnen Vorschläge zur Verbesserung ih-
rer Tätigkeit zu unterbreiten und auf jeden Aspekt ihrer Arbeit
aufmerksam zu machen, der die Förderung, den Schutz und die
Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten be-
einträchtigen oder behindern könnte.

Artikel 9

1. Bei der Ausübung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten, einschließlich der Förderung und des Schutzes der Men-
schenrechte nach dieser Erklärung, hat jeder Mensch, einzeln
wie auch in Gemeinschaft mit anderen, Anspruch auf einen
wirksamen Rechtsbehelf und auf Schutz im Falle der Verlet-
zung dieser Rechte.

2. Zu diesem Zweck hat jeder, dessen Rechte oder Freiheiten
mutmaßlich verletzt wurden, das Recht, entweder persönlich
oder durch einen rechtlich bevollmächtigten Vertreter, bei ei-
nem Gericht oder einer anderen durch Gesetz geschaffenen
Stelle, die unabhängig, unparteiisch und zuständig ist, Be-
schwerde einzulegen und diese in öffentlicher Verhandlung
rasch prüfen zu lassen und von dem Gericht oder der sonstigen
Stelle eine rechtmäßige Entscheidung zu erhalten, die ihm
Wiedergutmachung verschafft, einschließlich einer etwaigen
Entschädigung, falls die Rechte oder Freiheiten der betreffen-
den Person verletzt wurden, sowie die Durchsetzung der Ent-
scheidung und der zugesprochenen Entschädigung zu erwirken,
all das ohne ungebührliche Verzögerung.

3. Zu demselben Zweck hat jeder Mensch das Recht, einzeln
wie auch in Gemeinschaft mit anderen, unter anderem

a) durch Petitionen oder andere geeignete Mittel bei den
zuständigen innerstaatlichen Gerichten, Verwaltungsbehörden
oder Gesetzgebungsorganen oder jeder anderen in der Rechts-
ordnung des Staates vorgesehenen zuständigen Stelle Be-
schwerde gegen die Politik und die Handlungen einzelner
Amtsträger und Regierungsorgane im Hinblick auf Verletzun-
gen der Menschenrechte und Grundfreiheiten einzulegen, wo-
bei über die Beschwerde ohne ungebührliche Verzögerung zu
entscheiden ist;

b) öffentlichen Verhandlungen, Verfahren und Prozessen
beizuwohnen, um sich eine Meinung über ihre Übereinstim-
mung mit dem innerstaatlichen Recht und den dem Staat oblie-
genden oder von ihm eingegangenen anwendbaren internatio-
nalen Verpflichtungen zu bilden;

c) fachlich qualifizierten Rechtsbeistand oder sonstige
einschlägige Beratung und Unterstützung zur Verteidigung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten anzubieten und zu ge-
währen.

4. Zu demselben Zweck und im Einklang mit den anwendba-
ren internationalen Rechtsakten und Verfahren hat jeder
Mensch, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, das
Recht auf ungehinderten Zugang zu und Verkehr mit interna-
tionalen Organen, die über eine allgemeine oder besondere Zu-
ständigkeit verfügen, Mitteilungen zu Angelegenheiten der
Menschenrechte und Grundfreiheiten entgegenzunehmen und
zu prüfen.

5. Der Staat führt eine rasche und unparteiische Untersuchung
durch oder stellt sicher, daß eine Untersuchung stattfindet,
wenn hinreichender Grund zu der Annahme besteht, daß in ei-
nem seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Gebiet eine Verlet-
zung der Menschenrechte und Grundfreiheiten stattgefunden
hat.

Artikel 10

Niemand darf, sei es durch aktives Handeln oder durch
Untätigbleiben, wenn Handeln geboten wäre, an der Verletzung
der Menschenrechte und Grundfreiheiten mitwirken, und nie-
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mand darf einer Strafe oder für ihn nachteiligen Maßnahmen
unterworfen werden, wenn er sich weigert, dies zu tun.

Artikel 11

Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemein-
schaft mit anderen, seine Arbeit oder seinen Beruf rechtmäßig
auszuüben. Jeder, der aufgrund seines Berufes die Menschen-
würde, die Menschenrechte und die Grundfreiheiten anderer
beeinträchtigen könnte, soll diese Rechte und Freiheiten achten
und die einschlägigen nationalen und internationalen berufs-
und standesrechtlichen Verhaltensvorschriften und sein Berufs-
ethos befolgen.

Artikel 12

1. Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemein-
schaft mit anderen, an friedlichen Aktivitäten gegen Verletzun-
gen der Menschenrechte und Grundfreiheiten teilzunehmen.

2. Die Staaten ergreifen alle notwendigen Maßnahmen, um
sicherzustellen, daß die zuständigen Behörden jeden, einzeln
wie auch in Gemeinschaft mit anderen, vor jeder Gewalt, Be-
drohung, Vergeltung, tatsächlichen oder rechtlichen Diskrimi-
nierung, jedem Druck sowie vor jeglichen anderen Willkür-
handlungen schützen, die eine Folge seiner rechtmäßigen Aus-
übung der in dieser Erklärung genannten Rechte sind.

3. In diesem Zusammenhang hat jeder, einzeln wie auch in
Gemeinschaft mit anderen, Anspruch auf wirksamen Schutz
nach dem innerstaatlichen Recht, wenn er gegen Staaten zuzu-
schreibende Tätigkeiten und Handlungen, einschließlich Un-
terlassungen, die Verletzungen der Menschenrechte und Grund-
freiheiten zur Folge haben, sowie gegen von Gruppen oder
Einzelpersonen begangene Gewalthandlungen, die den Genuß
der Menschenrechte und Grundfreiheiten beeinträchtigen, mit
friedlichen Mitteln vorgeht oder sich ihnen widersetzt.

Artikel 13

Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemein-
schaft mit anderen, Mittel zu erbitten, entgegenzunehmen und
einzusetzen, die dem ausdrücklichen Zweck der Förderung und
des Schutzes der Menschenrechte und Grundfreiheiten mit
friedlichen Mitteln, im Einklang mit Artikel 3, dienen.

Artikel 14

1. Dem Staat obliegt die Verantwortung, gesetzgeberische,
justitielle, administrative oder andere geeignete Maßnahmen zu
ergreifen, um bei allen seiner Herrschaftsgewalt unterstehenden
Personen das Verständnis ihrer bürgerlichen, politischen, wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu fördern.

2. Dazu gehören unter anderem die folgenden Maßnahmen:

a) die Veröffentlichung und die breite Verfügbarkeit der
innerstaatlichen Gesetze und sonstigen Vorschriften sowie der
anwendbaren grundlegenden internationalen Rechtsakte auf
dem Gebiet der Menschenrechte;

b) der volle und gleichberechtigte Zugang zu den inter-
nationalen Dokumenten auf dem Gebiet der Menschenrechte,
einschließlich der regelmäßigen Berichte des Staates an die mit
den internationalen Menschenrechtsverträgen, deren Vertrags-
partei er ist, geschaffenen Organe sowie der Kurzprotokolle der
Beratungen und der offiziellen Berichte dieser Organe.

3. Der Staat gewährleistet und unterstützt gegebenenfalls die
Schaffung und den Ausbau weiterer unabhängiger nationaler
Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten in dem gesamten seiner Hoheitsge-
walt unterstehenden Gebiet, wie Ombudspersonen, Menschen-
rechtskommissionen oder jede andere Form einer nationalen
Institution.

Artikel 15

Dem Staat obliegt die Verantwortung, den Unterricht über
die Menschenrechte und Grundfreiheiten auf allen Bildungs-
ebenen zu fördern und zu erleichtern sowie sicherzustellen, daß
alle für die Ausbildung von Rechtsanwälten, Polizeibeamten,
Personal der Streitkräfte und Angehörigen des öffentlichen
Dienstes verantwortlichen Stellen geeignete Unterrichtsele-
mente über die Menschenrechte in ihre Ausbildungsprogramme
aufnehmen.

Artikel 16

Einzelpersonen, nichtstaatliche Organisationen und die zu-
ständigen Institutionen haben einen wichtigen Beitrag zu lei-
sten, wenn es darum geht, die Öffentlichkeit für Fragen im Zu-
sammenhang mit allen Menschenrechten und Grundfreiheiten
zu sensibilisieren, beispielsweise durch die Ergreifung von Bil-
dungs-, Ausbildungs- und Forschungsmaßnahmen auf diesen
Gebieten, um unter anderem das Verständnis, die Toleranz, den
Frieden und die freundschaftlichen Beziehungen zwischen den
Nationen und zwischen allen Rassen- und Religionsgruppen
weiter zu stärken, eingedenk der unterschiedlichen Beschaffen-
heit der Gesellschaften und Gemeinschaften, in denen sie ihre
Maßnahmen durchführen.

Artikel 17

Bei der Ausübung der in dieser Erklärung genannten Rechte
und Freiheiten unterliegt jeder, ob allein oder in Gemeinschaft
mit anderen handelnd, nur den mit den anwendbaren interna-
tionalen Verpflichtungen im Einklang stehenden und gesetzlich
festgelegten Beschränkungen, die das Gesetz ausschließlich zu
dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung der Rechte
und Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforde-
rungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemei-
nen Wohles in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen.

Artikel 18

1. Jeder Mensch hat Verpflichtungen gegenüber und innerhalb
der Gemeinschaft, in der allein die freie und volle Entfaltung
seiner Persönlichkeit möglich ist.
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2. Einzelpersonen, Gruppen, Institutionen und nichtstaatliche
Organisationen spielen eine wichtige Rolle und tragen eine
Verantwortung beim Schutz der Demokratie, bei der Förderung
der Menschenrechte und Grundfreiheiten und bei der Unter-
stützung der Förderung und des Fortschritts demokratischer
Gesellschaften, Institutionen und Prozesse.

3. Einzelpersonen, Gruppen, Institutionen und nichtstaatliche
Organisationen spielen außerdem eine wichtige Rolle und ha-
ben eine Verantwortung dafür, gegebenenfalls zur Förderung
des Rechts eines jeden Menschen auf eine soziale und interna-
tionale Ordnung beizutragen, in der die in der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte und in den Menschenrechts-
übereinkünften verkündeten Rechte und Freiheiten voll ver-
wirklicht werden können.

Artikel 19

Keine Bestimmung dieser Erklärung darf dahin ausgelegt
werden, daß sie für eine Einzelperson, eine Gruppe oder ein
Organ der Gesellschaft oder für einen Staat das Recht begrün-
det, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu begehen,
welche die Beseitigung der in dieser Erklärung genannten
Rechte und Freiheiten zum Ziel hat.

Artikel 20

Keine Bestimmung dieser Erklärung darf so ausgelegt wer-
den, daß sie Staaten erlaubt, Tätigkeiten von Einzelpersonen,
Gruppen, Institutionen oder nichtstaatlichen Organisationen zu
unterstützen und zu fördern, die im Widerspruch zu den Be-
stimmungen der Charta der Vereinten Nationen stehen.

53/145. Die Menschenrechtssituation in Kambodscha

Die Generalversammlung,

geleitet von den in der Charta der Vereinten Nationen, der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte288 und den Inter-
nationalen Menschenrechtspakten289 verankerten Zielen und
Grundsätzen,

unter Hinweis auf das am 23. Oktober 1991 in Paris unter-
zeichnete Übereinkommen über eine umfassende politische
Regelung des Kambodscha-Konflikts290, einschließlich des
Teils III des Übereinkommens, der sich auf die Menschen-
rechte bezieht,

Kenntnis nehmend von der Resolution 1998/60 der Men-
schenrechtskommission vom 17. April 1998291 und unter Hin-
weis auf die Resolution 52/135 der Generalversammlung vom
12. Dezember 1997 und frühere einschlägige Resolutionen,
namentlich die Resolution 1993/6 der Menschenrechtskommis-
288 Resolution 217 A (III).
289 Resolution 2200 A (XXI), Anlage.
290 A/46/608-S/23177, Anhang; siehe Official Records of the Security Council,
Forty-sixth Year, Supplement for October, November and December 1991,
Dokument S/23177.
291 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1998, Supple-
ment No. 3 (E/1998/23), Kap. II, Abschnitt A.

sion vom 19. Februar 1993292, in der die Kommission empfahl,
einen Sonderbeauftragten in Kambodscha zu ernennen, und
von der darauffolgenden Ernennung eines Sonderbeauftragten
durch den Generalsekretär,

in der Erwägung, daß die tragische Geschichte Kambo-
dschas besondere Maßnahmen zur Gewährleistung der Förde-
rung und des Schutzes der Menschenrechte aller Menschen in
Kambodscha und zur Verhinderung der Rückkehr zu den Poli-
tiken und Verfahrensweisen der Vergangenheit erfordert, wie in
dem am 23. Oktober 1991 in Paris unterzeichneten Überein-
kommen verlangt wird,

in dem Wunsche, die Vereinten Nationen mögen sich bereit
erklären, bei den Bestrebungen zur Untersuchung der tragi-
schen Geschichte Kambodschas behilflich zu sein, namentlich
was die Verantwortung für die in der Vergangenheit begange-
nen Verbrechen gegen das Völkerrecht, beispielsweise Völ-
kermordhandlungen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit,
betrifft,

mit Genugtuung über die Rolle, die die Hohe Kommissarin
der Vereinten Nationen für Menschenrechte nach wie vor bei
der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte in Kambo-
dscha spielt, und über ihren Besuch in Kambodscha im Januar
1998,

sowie mit Genugtuung darüber, daß die Regierung Kambo-
dschas der Verlängerung des Mandats des Büros der Hohen
Kommissarin in Phnom Penh bis März 2000 zugestimmt hat,
wodurch das Büro seine Tätigkeit fortsetzen und seine Pro-
gramme auf dem Gebiet der technischen Zusammenarbeit wei-
terführen kann,

1. ersucht den Generalsekretär, der Regierung Kambo-
dschas über seinen Sonderbeauftragten für Menschenrechte in
Kambodscha und in Zusammenarbeit mit dem Büro des Hohen
Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte in
Kambodscha dabei behilflich zu sein, den Schutz der Men-
schenrechte aller Menschen in Kambodscha sicherzustellen und
dafür zu sorgen, daß angemessene Ressourcen bereitgestellt
werden, damit das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte auch künftig in Kambodscha tä-
tig sein kann, und den Sonderbeauftragten zu befähigen, seine
Aufgaben auch künftig rasch wahrzunehmen;

2. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs über die
Menschenrechtssituation in Kambodscha293, insbesondere den
Abschnitt betreffend die Rolle, die dem Amt des Hohen Kom-
missars zukommt, wenn es darum geht, der Regierung und dem
Volk von Kambodscha bei der Förderung und dem Schutz der
Menschenrechte behilflich zu sein, und legt der Regierung
Kambodschas nahe, ihre Zusammenarbeit mit dem Amt fortzu-
setzen;

292 Ebd., 1993, Supplement No. 3 und Korrigenda (E/1993/23 und Korr.2, 4
und 5), Kap. II, Abschnitt A.
293 A/53/400.




